
Bundessozialgericht

9 RV 344/64

Verkündet am
270 Januar 1967
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Beklagter und Revisionsbeklagterp

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Januar 1967 durch

Senatspräsident Dro W e 1 B
—Vorsitzenderw ‚-

Bundesrichter ‘ V Dr„ M a i s c h und
Bundesrichter i S c h i n d l e r ,
Bundeesozialrichter W e n z e l und

Bundessozialrichter Dr° K u r t h

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessczialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
16° Januar 1964 aufgehoben° '

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger, der vor der Einberufung zum Heeresdienst kauf—

männischer Angestellter ohne abgeschlossene Berufsausbil—

dung war, wurde 1944 schwer verwundet° Nach der Entlassung

aus der Kriegsgefangenschaft war er bis 1950 als Lager—

arbeiter bzw, Lagerist und von 1954 bis 1957 als Chemie-
werker tätigo Seit dem 1° Juni 1958 bezieht er Rente aus

der Arbeiterrentenversicherung„ Die Landesversicherungs—

anstalt (BVA) erkannte durch Umanerkennungsbescheid vom,

3. April 1951 als Schädigungsfolgen nach dem Bundesversor»
gungsgesetz (BVG) Verlust des linken Auges, Knochenver—

änderungen (Deformierungen) am linken äußeren Augenhöhlen—

rend und anschließendem Schläfenbein, ferner Osteomyelitis

und Hirnprellungsfolgen mit epileptischen Dämmerzuständen

an und gewährte ab 1, Oktober 1950 Rente nach einer Minde—

rung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 60 v„H„, ab 10 Dezember

1950 um 80 voH„ In einem durch Vergleich beendeten Ver—

fahren wegen Weiterzahlung von Versorgungskrankengeld ver—

pflichtete sich der Beklagte, ein Schreiben des Klägers

vom 12° Juni 1958 als Rentenerhöhungsantrag anzusehen und

insbesondere zu prüfen, ob die MdB nach @ 30 Abs° 1 Satz 2

BVG wegen besonderer beruflicher Betroffenheit höher ein—

gestuft werden müsse. Durch Bescheid vom 1° Juni 1959

wurde die Rente ab 1„ Juni 1958 nach einer MdE um 90 voH„

erhöht° Der Kläger sei besonders beruflich betroffen, da

er den vor der Schädigung ausgeübten Beruf nicht mehr aus—

üben könne° Infolge der anerkannten Schädigungsfolgen sei

er frühzeitig invalidisiert worden, Der Widerspruch war

erfolglos° Durch Urteil vom 4° Oktober 1960 verurteilte

das Sozialgericht (SG) Duisburg den Beklagten, ab 10 Juni

1958 Rente nach einer MdEum 100 voHo nebst Pflegezulage
der Stufe I zu zahleno Der Beklagte legte gegen die Zu—

billigung der Pflegezulage Berufung ein,. Durch Urteil
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vom 16, Januar 1964 änderte das Landessozialgericht (LSG)

das Urteil des SG und wies die Klage insoweit ab, als der

Beklagte zur Gewährung der Pflegezulage verurteilt worden

war, Dem Kläger stehe die Pflegezulage eines erwerbsunfä-

higen Hirnverletzten nach 5 35 Abs° 1 BVG nicht zu° Es be-
stünden schon erhebliche Bedenken gegen die Auffassung des

SG, daß der Kläger allein durch die Hirnverletzung in sei—

ner Erwerbsfähigkcit um 80 VOHC gemindert seic .Die Fra—

ge bedürfe jedoch keiner weiteren Aufklärungu Das SG habe

bei Unterstellung einer MdE von 80 % allein für Hirnver—

letzungsfolgen Rente nach einer MdB von 100 % zugesprochen,

weil die berufliche Betroffenheit mit 20 % zu entschädigen

sei, Die Pflegezulage könne einem erwerbsunfähigen Hirn—

verletzten aber nur dann gewährt werden, wenn die Hirnver—

letzungsfolgen allein ohne die Erhöhung wegen beruflichen
Betroffenseins eine MdE von 100 % ergäben° Bei der Vor—

schrift über die Gewährung der einfachen Pflegezulage an
erwerbsunfähige Hirnverletzte handele es sich um eine Aus—

nahme von der Regel, daß Pflegezulage nur bei Hilflosigkeit

zugebilligt werde° Deshalb sei diese Vorschrift eng auszuu

legen, Werde die Erhöhung der MdE wegen beruflichen Be-

troffenseins einbezogen, würde die Pflegezulage des Hirn—

verletzten nicht von der Schwere der Hirnverletzung, son—

dern von anderen Umständen abhängen, die mit der Schädigung

= Hirnverletzung nichts mehr zu tun hätten, Ebenso wie die

Pflegezulage einem Hirnverletzten nicht gewährt werden könne,

wenn noch andere Schädigungsfolgen zu der Erwerbsunfähigkeit

beigetragen hätten, könne auch eine Erhöhung der Rente wegen

besonderer beruflicher Betroffenheit nicht zur Gewährung der

Pflegezulage führen° Daß der Kläger hilflos sei, habe er
selbst nicht behauptet° Da er durch die Hirnverletzungs—

folgen allein höchstens um 80_V„H° in seiner Erwerbsunfähig-

keit gemindert sei, stehe ihm die Pflegezulage nicht zu,
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Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger Verletzung

der 55 30, 35 Abs„ 1 Satz 4 BVG° Zu Unrecht habe das LSG
dem Kläger die Pflegezulage für den Fall abgesprochen, daß

auf Grund der Hirnverletzung eine MdB um nur 80 voH° anzu—
nehmen sei; es habe die Erhöhung der MdB wegen beruflichen

Betroffenseins nicht außer Betracht lassen dürfen, Da der

Kläger an epileptischen Anfällen und Dämmerzuständen leide

und aus diesem Grunde nicht mehr in der Lage sei, einer Era

werbstätigkeit nachzugehen, stehe ihm die Pflegezulage eines
erwerbsunfähigen Hirnverletzten zu° Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und gemäß dem Urteil des

SG vom 4, Oktober 1960 zu erkenneno

Der Beklagte beantragt, die Revision als unbegründet zurücke

zuweisen, hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen° Eine auf

Hirnverletzungsfolgen beruhende Erwerbsunfähigkeit des

Klägers könne auch dann nicht angenommen werden, wenn die

Erhöhung der MdB wegen beruflichen Betroffenseins berück—

sichtigt werden müsse; denn eine körperliche Beeinträchtiw

gung im allgemeinen Erwerbsleben nach einer MdB um 80 v,H°

sei auf Grund der Feststellungen des LSG nicht gerecht—

fertigt.

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs° 1 Nr. 1
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) ist form— und frist-

gerecht eingelegt und begründet worden ($5 164, 166 SGG)

und daher zulässig° Sie ist auch sachlich im Sinne der

Zurückverweisung begründet,

Soweit das SG den Beklagten verurteilt hat, dem Kläger ab
1; Juni 1958 Rente nach einer MdE um 100 v„H. zu zahlen,

ist das Urteil nicht angefochtén° Streitig ist nur, ob dem

Kläger die Pflegezulage eines erwerbsunfähigen Hirnbeschä—

digten zusteht° Nach 5 35 Abs° 1 Satz 5 BVG aF, der als

‚4-5—
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Satz 4 des € 35 Abs° ? BVG nF, d„h° idF des Ersten Neu—
ordnungsgesetzes vom 270 Juni 1960 {BGBl I 453) — ?. NOG _,
des Zweiten Neuordnungsgesetzes vom 210 Februar 1964

ZBGB1 I 85) — 2. NOG — und des Dritten Neuordnungsgesetzes

vom 28° Dezember 1966 (BGBl I 750) — 3, NOG _ inhaltlich —
von der Höhe der Pflegezulage abgesehen — keine Änderung er«

fahren hat, erhalten erwerbsunfähige Hirnverletzte bzw,

Hirnbeschädigte eine Pflegezulage mindestens nach Stufe I°

Für die Entscheidung des Rechtsstreits ist ohne Bedeutung,

daß an die Stelle des bis Zum Inkrafttreten des ?. NOG in

5 55 BVG verwendeten Ausdruckes "Hirnverletzte" der weiter—

gehende Begriff "Hirnbeschädigte" getreten ist, denn der

Kläger, dessen Leiden auf äußerer Gewalteinwirkung beruht,

ist jedenfalls als Hirnverletzter auch Hirnbeschädigter

(vgle im übrigen BSG 8, 133, 134). Das LSG hat zwar Be—
denken gegen die Auffassung des SG gehabt, daß bei dem

Kläger die MdE im allgemeinen Erwerbsleben allein auf Grund

der Hirnverletzungsfolgen (ohne den Verlust des linken

Auges) mit 80 voHo_bewertet werden könne° Es hat den An—

spruch auf die Pflegezulage aber auch für den Fall verneint,

daß die MdB von 80 V„H. für die Hirnverletzungsfolgen als

richtig unterstellt werde, weil die Erhöhung der MdE um
20 V„H„ wegen besonderen beruflichen Betroffenseins außer

Betracht bleiben müsseo Diese Auffassung beruht auf einer

unrichtigen Auslegung des 5 35 Abso 1 BVG nF„

Das LSG ist zunächst von der zutreffenden Auffassung aus—

gegangen, daß Hirnverletzte die Pflegezulage eines erwerbe—

unfähigen Hirnbeschädigten nur erhalten können, wenn die

Erwerbsunfähigkeit allein auf der Hirnverletzung beruht0

Diese Auffassung entspricht der ständigen Rechtsprechung

des Bundessozialgerichts (BSG) (ESG ?, 56; 22, 82 sowie

Urteil vom 19„ Dezember 1957 - 8 RV 55/56 @in BVB1 1958,„
69)° Sie beruht auf der Erwägung, daß aus der Entstehung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 „

dieser Vorschrift und aus ihrem Zusammenhang, nämlich aus

einem Vergleich der in @ 35 Abs° 1 Satz 3 für Blinde und
der in 9 35 Abs° 1 Satz 4 BVG nF für erwerbsunfähige Hirn—

beschädigte getroffenen Regelung unter erwerbsunfähigen

Hirnbéschädigten nur solche Besohädigte verstanden werden

können, die nach der Art ihrer Schädigung eine Sonder—
stellung einnehmen und deren Hirnschädigung so schwer ist‚

daß allein dadurch die Erwerbsunfähigkeit eingetreten ist
(BSG 1, 57, 58)o Der Senat hat keinen Anlaß, von dieser
Rechtsprechung abzugeheno Zu Unrecht hat das LSG jedoch

die Erhöhung der MdB um 20 v„H° wegen beruflichen Be—

troffenseins bei der Entscheidung der Frage, ob der Kläger

als ein erwerbsunfähiger Hirnverletzter anzusehen ist9

außer Betracht gelasseno Anspruch auf die Pflegezulage

nach @35 Abs„ 1 Satz 4 BVGnF hat auch derjenige erwerbs——
unfähige HirnVerletzte, dessen Erwerbsfähigkeit lediglich

im Hinblick auf ein besonderes berufliches Betroffensein

im Sinne des 5 50 Abs° 2 BVGnF um mehr als 90 v„H° be—
einträchtigt ist (BSG 22, 82)„ In 5 35 Abs„ 1 Satz 4 BVGnF
und in 5 31 Abs° 3 BVG nF wird der gleiche Begriff der
Erwerbsunfähigkeit vorausgesetzto Als erwerbsunfähig gilt

hiernach der Beschädigte, der in seiner Erwerbsfähigkeit

um mehr—als 90 qu° beeinträchtigt ista Damit ist ihm die
Rechtsstellung eines voll erwerbsunfähigen Beschädigten

zuerkannto Ebenso kennt das BVGnur eine einheitliche
Wertung der MdB nach @ 30 Absq 1 und 2 BVG mE, nicht ver—
schiedene und gesondert festzusetzende Minderungen der

Erwerbsfähigkeit° Der Grad der MdB nach @ 30 BVG idF die-

ses Gesetzes Vor und nach dem Inkrafttreten des 1„ NOG wird

nur durch verschiedene Faktoren bestimmt, die für die eine

heitliche Beurteilung der MdB maßgebend sind, zB die körperw

liche Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben, die '

seelischen Begleiterscheinungen und Schmerzen sowie insM

besondere das berufliche Betroffensein (BSG 22, 83, 84)()

„7„
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Auch die Berücksichtigung der besonderen beruflichen Be—
troffenheit bei der Bewertung der MdE und damit bei der

Feststellung der Erwerbsunfähigkeit dient dazu? die gesund—

heitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung

(@ 1 Abso 1 BVG) auszugleichen (BSG 22, 85)„ Es besteht
insoweit kein Unterschied gegenüber der Berücksichtigung

der körperlichen Beeinträchtigungo Aus der Verwendung des

Begriffs der Erwerbsunfähigkeit in @ 35 Abs° 1 Satz 4 BVG

nF kann deshalb nicht geschlossen werden, daß es sich hier—

bei um eine allein nach @ 30 Abso 1 BVG nF zu beurteilende
Erwerbsunfähigkéit handeln müssen Der Auffassung des LSG,

es komme allein auf die Schwere der Hirnverletzung "nach

medizinischer Beurteilung" an, kann somit nicht zugestimmt

werdena

Nach diesen Grundsätzen ist im vorliegenden Falle zu er-

mitteln, welche MdB bei einer Gesamt—MdE v0n 100 VOH„ auf

die Hirnverletzungsfolgen entfällto Dazu gehört—auch die

wegen beruflichen Betroffenseins eintretende Erhöhung der

MdB, soweit dieser Teil der MdE auf Hirnverletzungsfolgen

beruhto Dabei kommt es darauf an, ob der Kläger allein

oder ganz überwiegend wegen der Folgen der Hirnschädigung

aus dem Berufsleben ausgeschieden isto Das Hirnverletzten—

Institut Bonn hat in dem Gutachten vom 5. Januar 1953 eine

Wesensänderung des Klägers festgestellt; es hat zwar den

Versuch einer arbeitstherapeutischen Schulung vorgeschlagen,

aber die Invalidität des Klägers "zunächst bejaht"o

Dro Sch; ü;3:1hat in dem Gutachten vom 28° Mai 1958 aus—
geführt, daß der Kläger auf Grund der Hirnverletzung als

kaufmännischer Angestellter nicht mehr einsatzfähig sei,

schwere körperliche Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeits—

markt könnten ihm nicht zugemutet werden° Umschulungsmaß—

nahmen sind gemäß einem Aktenvermerk vom 270 Mai 1959 nicht

zumutbar° Seit dem 10 Juni 1958 bezieht der Kläger Rente

aus der Rentenversicherung der Arbeiter° Es bedarf somit
_
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der Feststellung, inwieweit die Erwerbsunfähigkeit auf der

Hirnverletzung beruht, um hierdurch nicht nur den entSpre—

chenden Anteil der Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerb3w

leben, sondern auch den Anteil der Hirnverletzungsfolgen an

dem erhöhten MdB—Grad wegen beruflichen Betroffenseins era

mitteln zu können° Ergeben diese Feststellungen, daß der

Kläger wegen der Hirnverletzungsfolgen und der dadurch be—

90 v„H„ in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt ist, so steht

ihm die Pflegezulage gemäß 5 35 Abs, 1 BVG zuo Das LSG hat

zwar die von dem SG mit 80 v„H„ angenommene MdB für die Hirn—

verletzungsfolgen — ausschließlich der Erhöhung wegen berufm

lichen Betroffenseins — unterstellt, aber selbst — von seiner

Rechtsauffassung aus zutreffend - keine Feststellung darüber

getroffen, welche MdB insgesamt den Hirnverletzungsfolgen zu—

zuschreiben isto Bei richtiger Anwendung des 5 35 Abs„1 BVG

hätte sie aber getroffen werden müssen() Da diese Feststellung

im Bevisionsverfahren nicht nachgeholt werden kann, war das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das LSG zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisenc

Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren abschließenw

den Entscheidung vorbehalteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

